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Zur Einkommensteuerreform — 
„Große” Steuerreform zunächst gescheitert

Von Dieter Te i ch  mann

Zusammenfassung

Die Einkommensteuerreform beherrscht seit Jahren die wirtschafts- und finanzpolitische Diskussion in 
Deutschland. Dabei wird häufig der Eindruck erweckt, als könnten die wirtschaftlichen Probleme in Deutsch­
land unmittelbar gelöst werden, wenn man nur konsequent eine Reform des Steuer- und Sozialsystems in 
A ngriff nehmen würde.

Die Bundesregierung hatte im Frühjahr 1997 einen Gesetzentwurf vorgelegt, der eine Senkung der 
Steuersätze bei gleichzeitiger Verbreiterung der Bemessungsgrundlagen vorsah. Die Absenkung der 
Steuersätze  —  insbesondere im oberen Bereich  —  war aber zu wenig abgestimmt m it den Maßnahmen zur 
Beseitigung oder Kappung von Steuervergünstigungen. Spürbare Wachstums- und Beschäftigungswirkun­
gen wären nur dann zu erwarten, wenn der Staat die reformbedingten Defizite in Kauf nähme. Dazu ist er aber 
offensichtlich nicht bereit. Dennoch bleibt eine Reform des Einkommensteuerrechts, die au f mehr Transpa­
renz und Einfachheit zielt, vordringlich. A lles in allem kann die Steuerpolitik aber nicht in die Haftung dafür 
genommen werden, daß die Wachstumskräfte in Deutschland erlahmt sind.

1. Steuerlast im internationalen Vergleich

Die Einkommensteuerreform beherrscht seit Jahren die 
wirtschafts- und finanzpolitische Diskussion in Deutsch­
land. Die Steuerlast wird als zu hoch eingeschätzt. Es wird 
konstatiert, daß Deutschland als Standort für ausländische 
Unternehmen nicht mehr interessant ist. Die hohe Steuer­
last in Deutschland wird als ein wesentlicher Faktor für die 
schlechte Wettbewerbsfähigkeit angeführt. In der aktuel­
len Diskussion wird häufig der Eindruck erweckt, als könn­
ten die wirtschaftlichen Probleme in Deutschland unmittel­
bargelöst und die Arbeitslosigkeit abgebaut werden, wenn 
man nur konsequent eine durchgreifende Reform des 
Steuer- und Sozialsystems in Angriff nehmen würde. Bei 
näherer Analyse zeigt sich indes, daß die Wettbewerbs­
fähigkeit der deutschen Wirtschaft so schlecht nicht ist, wie 
immer wieder behauptet wird. Dies belegen die Rekord­
überschüsse, die im deutschen Außenhandel erreicht wer­
den (DIW 1997a).

Als Beleg für die vermeintliche Standortschwäche der 
Wirtschaft werden Schlagwörter wie Globalisierung sowie 
Reform- und Modernisierungsstau genannt. Es gibt bisher 
keinen Beleg dafür, daß die Durchführung von Reformpro­
jekten in der Steuer- und Sozialpolitik unmittelbar zu mehr

Beschäftigung geführt hat. Allokationsverbesserungen — 
Umstrukturierung der Volkswirtschaft und Rückführung 
des Staatsanteils — können, für sich genommen, keine 
zusätzliche Beschäftigung schaffen. Dies zeigt sich bei­
spielsweise auch in den Niederlanden, Dänemark, Groß­
britannien und Neuseeland — Länder, die stets als Muster­
beispiele für den erfolgreichen Einsatz von angebotspoliti­
schen Maßnahmen genannt werden. In allen Fällen stellt 
man bei näherer Betrachtung fest, daß andere Faktoren 
den Wachstumsschub ausgelöst haben: Meist waren es 
offene oder verdeckte Nachfragestöße, die das Wachstum 
beschleunigt und die Arbeitslosigkeit abgebaut haben 
(DIW 1997a, 483 ff. DIW 1997b). In Neuseeland beispiels­
weise war es eine drastische Abwertung der Währung in 
den Jahren 1988 bis 1992 (20 vH), in deren Gefolge sich ein 
Exportboom entwickelte. Hinzu kam eine überaus kräftige 
Konsumbelebung nach 1993, die durch einen rapiden 
Rückgang der Sparquote ausgelöst worden war. Als Folge 
dieser Entwicklung nahm auch die Investitionstätigkeit zu. 
Insgesamt konnte die Arbeitslosigkeit, die 1992 noch bei 
10 vH gelegen hatte, auf 6 vH zurückgeführt werden.

In der politischen Debatte werden bei internationalen 
Belastungsvergleichen meist nur die nominalen Steuer­
sätze herangezogen, an Hand derer Deutschland als ein
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Tabelle 1
Einkommensteuer-Spitzensteuersatz 1996 in ausgewählten Ländern

Spitzensteuersatz

vH

Beginnt bei zu versteuerndem 
Einkommen

in Landeswährung DM

Grenzsteuersatz 
in Deutschland 

bei diesem 
Einkommen

vH

Belgien
Satz 55,00 2 420 Mill. bfr 117 854 52,34

Zuschläge 5,77 3,93
Insgesamt 60,77 56,27

Dänemark 62,00 243 100 dkr 63 133 38,41

Deutschland
Gewerbliche Einkommen 47,00 100 024 DM 100 224 47,00
Zuschläge 3,53 3,53
Insgesamt 50,53 50,53

Nicht gewerbliche Einkommen 53,00 120 042 DM 120 042 53,00
Zuschläge 3,98 3,98
Insgesamt 56,98 56,98

Frankreich 56,80 282 731 FF 83 717 45,13

Irland 48,00 8 900 irL 21 360 29,57

Italien
Satz 51,00 300 Mill. Lira 297 000 53,00
Zuschläge 16,20 3,98
Insgesamt 67,20 56,98

Luxemburg
Satz 50,00 1 384 Mill Ifr 67 615 37,09
Zuschläge 1,25 2,78
Insgeamt 51,25 39,87

Niederlande
Satz 60,00 92 773 hfl 83 078 41,78
Zuschläge 3,13
Insgesamt 60,00 44,91

Österreich
Satz 50,00 700 000 ATS 99 610 46,80
Zuschläge 3,51
Insgesamt 50,00 50,31

Spanien
Satz 56,00 10 222 Mill. Ptas 122 664 53,00
Zuschläge 3,98
Insgesamt 56,00 56,98

Japan
Satz 50,00 30 Mill. Yen 432 000 53,00
Zuschläge 15,00 3,98
Insgesamt 65,00 56,98

Schweiz
Satz 11,50 501 700 sfr 613 629 53,00
Zuschläge 30,94 201 700 sfr 246 699 3,98
Insgesamt 42,44 56,98

Quelle: Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich. Informationsdienst zur Finanzpolitik des Auslands, BMF (Hrsg.),
30. Juli 1996.

318



Hochsteuerland ausgewiesen wird. Dabei wird argumen­
tiert, daß die Unternehmen ihre Entscheidungen vor allem 
an den nominalen Steuersätzen ausrichten, weil „es zu 
kompliziert sei, die effektiven Steuersätze im deutschen 
Steuerrecht zu bestimmen”. Eine solche Argumentation 
kann nicht überzeugen.

Selbst wenn man nur die nominalen Steuersätze bei der 
Einkommensteuer zum Vergleich heranzieht, läßt sich 
Deutschland nicht als ein Hochsteuerland ausmachen. Bei 
der Einkommensteuer rangiert Deutschland mit seinem 
Spitzensteuersätzen — insbesondere wenn man den redu­
zierten Satz für gewerbliche Einkünfte (47 vH) berücksich­
tigt — keinesfalls im Vorderfeld. In Belgien, Dänemark, 
Frankreich, Italien, Luxemburg, den Niederlanden, Spa­
nien und Japan liegen sie z. T. deutlich höher als in 
Deutschland. Noch günstiger fällt die Position Deutsch­

lands aus, wenn man berücksichtigt, bei welchem zu ver­
steuernden Einkommen der Spitzensteuersatz (Deutsch­
land: 120 042 DM) greift. In Luxemburg setzt beispiels­
weise der Spitzensteuersatz (51,25 vH) schon bei einem zu 
versteuernden Einkommen von — umgerechnet — 
67 615 DM ein. Bei diesem Einkommen erreicht der Grenz­
steuersatz in Deutschland noch nicht einmal 40 vH 
(Tabelle 1).

Auch die Steuerstatistik der OECD liefert Informationen, 
die für einen internationalen Vergleich herangezogen wer­
den können. Es zeigt sich zunächst, daß Deutschland bei 
der Steuerbelastung insgesamt keineswegs so schlecht 
abschneidet, wie vielfach der Eindruck erweckt wird 
(OECD 1996). Die Ergebnisse zeigen, daß in Deutschland 
die gesamtwirtschaftliche Steuerquote im Jahre 1994, trotz 
der erheblichen finanziellen Belastung aus der deutschen

Abbildung 1

Gesamtwirtschaftliche Steuerquote 
in ausgewählten Ländern
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Einheit, kaum höher war als 1965 (vgl. Abbildung 1). In den 
meisten anderen wichtigen Industrieländern, die hier ein­
bezogen wurden, ist die gesamtwirtschaftliche Steuerlast 
in den letzten 30 Jahren eher noch gestiegen, z. T. sogar 
beträchtlich, wie die Beispiele in Italien, Griechenland, 
Luxemburg und Belgien zeigen. Deutschland rangiert bei 
der gesamtwirtschaftlichen Steuerquote, d.h. der gesam­
ten Steuereinnahmen in vH des nominalen Bruttoinlands­
produkts, im unteren Drittel.

Faßt man die Steuern, die insgesamt auf Einkommen 
und Gewinne erhoben werden, also auch die Steuern von 
Arbeitnehmern, als eine Steuergruppe zusammen, so 
zeigt sich auch hier, daß Deutschland im internationalen 
Vergleich keineswegs zu den Hochsteuerländern gehört. 
In Deutschland machen die Steuern auf Einkommen und 
Gewinne etwa 11,5 vH des nominalen BIP aus, eine Quote,

mit der Deutschland im internationalen Rahmen eher in der 
unteren Hälfte der hier betrachteten Länder einzuordnen 
ist (vgl. Abbildung 2). Länder wie Großbritannien und die 
USA, die häufig als Vorbilder dargestellt werden, rangieren 
hier vor Deutschland.

2. Elemente der Steuerreform 1998/99

Die Bundesregierung hatte im Frühjahr 1997 einen 
Gesetzentwurf zur Steuerreform 1998/99 in das Gesetzge­
bungsverfahren eingebracht, von dem sie sich „eine Wach­
stumsbeschleunigung durch einen Investitionsschub 
erhofft”  (Waigel 1996, S. 5). Kern der Gesetze war eine 
spürbare Senkung der Steuersätze bei der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer, deren Mindereinnahmen etwa zur 
Hälfte durch Maßnahmen zur Verbreiterung der Bemes-

Abbildung 2

Steuern auf Einkommen und Gewinne
in vH des nominalen BIP

Dänemark 

Luxemburg 

Belgien 

Australien 

Kanada 

Italien 

Schweiz 

Niederlande 

USA 

England 

Deutschland 

Japan 

Spanien 

Österreich 

Portugal 

Frankreich 

Griechenland

0 5 10 15 20 25 30

Quelle: OECD 1996. DIW 97

£

c

£' ■' -  •" •   ^£

■ i p i M i i i S l f S

□  1994

□  1965

320



Finanzielle Auswirkungen der Steuerreform 1998/1999
in Mrd. DM; ( + ) Mehreinnahmen; (—) Mindereinnahmen

Tabelle 2

1998 1999 2000 2001

1. Senkung des Einkommen- und Körperschaftsteuertarifs -5 ,7 0 -7 9 ,5 0 -8 2 ,8 0 -8 7 ,1 0

2. Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 11,80 42,60 50,10 51,40

3. Sonstige Maßnahmen -7 ,3 0 -8 ,0 0 -8 ,6 0 -9 ,3 0

Finanzielle Auswirkungen insgesamt 
davon:

-1 ,2 0 -4 4 ,9 0 -4 1 ,3 0 -4 5 ,0 0

Steuerreformgesetz 1998 -1 ,2 0 7,90 5,40 -0 ,1 0
Steuerreformgesetz 1999 0,00 -5 2 ,8 0 -4 6 ,7 0 -4 4 ,9 0

Quellen: Steuerreform 1998/1999. Aktuelle Beiträge zur Wirtschafts-und Finanzpolitik. Presse-und Informationsamt der Bundes­
regierung. Nr. 13/1997, Bonn, 26. Juni 1997; Berechnungen des DIW.

sungsgrundlage kompensiert werden sollen. Ein Teil der 
belastenden Maßnahmen für die Unternehmen (z. B. die 
Streichung der Rückstellungen für drohende Verluste aus 
Dauerschuldzinsen und die Einführung eines Wertaufhol- 
gebotes etc.) sollte schon im Jahre 1998 realisiert werden, 
so daß von der geplanten Senkung des Höchststeuersat­
zes bei der Einkommensteuer — von 47 vH auf 40 vH — 
und des Steuersatzes bei der Körperschaftsteuer — von 
45 vH auf 40 vH — für die Unternehmen 1998 netto nur 
eine geringe Entlastung übrig geblieben wäre. Die Reform 
ist zunächst gescheitert, weil sich Regierung und Opposi­
tion zwar einig waren, daß eine Steuerreform notwendig ist, 
sie sich im Detail nicht einigen konnten. Es scheint aber 
sicher, daß es nach den nächsten Bundestagswahlen doch 
noch zu einer umfassenden Steuerreform kommen wird. 
Wie im Reformvorschlag der Bundesregierung vorgese­
hen, wird es um eine Senkung der Steuersätze bei gleich­
zeitiger Verbreiterung der Bemessungsgrundlagen gehen.

Nach dem Reformvorschlag der Bundesregierung war 
vorgesehen, die Steuersätze im Jahre 1999 auf breiter 
Front zu senken1. Mit der Senkung der Steuersätze sollten 
die privaten Haushalte und Unternehmen brutto um etwa 
80 Mrd. DM entlastet werden. Unter Berücksichtigung der 
Mehreinnahmen, die sich aus der Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage ergeben hätten (gut 50 Mrd. DM), 
wäre unter dem Strich eine Entlastung von 45 Mrd. DM ver­
blieben (Tabelle 2). Die Bundesregierung hielt eine Netto­
entlastung von etwa 30 Mrd. DM für finanziell vertretbar. 
Wie die verbleibende Lücke von 15 Mrd. DM finanziert wer­
den sollte, blieb allerdings weitgehend noch offen. Ins 
Auge gefaßt wurde eine Anhebung der Umsatzsteuersätze 
um mindestens einen Prozentpunkt oder eine Mineralöl­
steuererhöhung um 10 bis 20 Pfg./I. Die Opposition hielt 
eine Nettoentlastung in dieser Größenordnung angesichts 
der finanziellen Misere in den öffentlichen Haushalten 
nicht für vertretbar. Sie forderte vor allem eine geringere 
Absenkung der Steuersätze im oberen Einkommensbe­

reich und einen Einstieg in die ökologische Steuerreform
— Forderungen, die von der Regierung nicht akzeptiert 
wurden.

2.1 Zum  T a r i f v e r l a u f  1999:  
E n t l a s t u n g  f ü r  m i t t l e r e  E i n k o m m e n  g e r i n g

Wenn der geplante Einkommensteuertarif realisiert wor­
den wäre, dann hätte wegen der starken Absenkung der 
Progression im oberen Bereich die distributive Funktion 
der Einkommensteuer deutlich abgenommen (DIW 1997b). 
Steuersystematisch bedenklich war auch die Gestaltung 
des Tarifs (Abbildung 3). Beim Übergang von der Proportio­
nalzone zum linear-progressiven Bereich wäre es zu einem
— unter Anreizgesichtspunkten — problematischen Sprung 
im Grenzsteuersatz um 7,5 vH auf 22,5 vH gekommen. Es 
ist zu bezweifeln, ob dieser Tarifverlauf dem Prinzip der 
Leistungsfähigkeit noch genügend Rechnung getragen 
hätte. Der Höchststeuersatz (35 vH) sollte nicht mehr bei 
über 120 000 DM einsetzen, sondern schon bei etwa 
90 000 DM. Dies hätte zur Folge gehabt, daß schon ein 
Steuerpflichtiger aus dem mittleren Management für 
zusätzliche Einkommen denselben Steuersatz gezahlt 
hätte wie ein Einkommensmillionär.

Die Entlastungskurve, die sich aus dem neuen Tarif erge­
ben hätte (hierbei sind Maßnahmen zur Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage nicht berücksichtigt), zeigte einen 
U-förmigen Verlauf (Abbildung 4): Durch den neuen Ein­
kommensteuertarif wäre es zu hohen prozentualen Entla­
stungen im unteren und oberen Einkommensbereich und

1 Bei der Einkommensteuer soll vom 1.1.1999 an der Grundfrei­
betrag auf 13 014 DM angehoben werden, der Eingangssteuer­
satz soll bis 18 035 DM einheitlich 15 vH betragen, dann auf 
22,5 vH springen und linear-progressiv bis 90 017 DM auf 39 vH 
steigen; gewerbliche Einkünfte über 72 575 DM werden mit 35 vH 
besteuert. Der Körperschaftsteuersatz wird auf 35 vH bzw. 32 vH 
für einbehaltene/ausgeschüttete Gewinne gesenkt.
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Abbildung 3

Einkommensteuersätze 1990, 1998 
und nach Reform 1999

in vH
60

40

Grenzsteuersätze

Durchschnittssteuersätze
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zu versteuerndes Einkommen in DM
DiW  97

zu relativ geringen im mittleren Bereich gekommen, also 
bei jenen Gruppen, die gemeinhin als Leistungsträger der 
Gesellschaft bezeichnet werden. Für einen Arbeitnehmer 
mit dem Vierfachen des Durschnittseinkommens 
(210 400 DM) wäre die relative Entlastung mit 20,7 vH 
(ledig) schon höher gewesen als bei einem Durchschnitts­
verdiener (16,3 vH); die absolute Entlastung (17 689 DM) 
wäre mehr als zehnmal so hoch ausgefallen wie beim 
Durchschnittsverdiener (1 650 DM).

2.2 V e r b r e i t e r u n g  
der  B e m e s s u n g s g r u n d l a g e n

Mit der Verbreiterung der steuerlichen Bemessungs­
grundlagen sollte nicht nur eine teilweise Deckung der Min­
dereinnahmen durch die Senkung der Steuersätze erreicht

werden. Die Bundesregierung wollte auch dem Ziel der 
Vereinfachung einen Schritt näher kommen. Das Steuer­
recht ist überfrachtet mit einer Vielzahl von Ausnahmetat­
beständen und sonstigen Steuervergünstigungen, die es 
in hohem Maße undurchsichtig machen und häufig gegen 
den Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung ver­
stoßen. Die Maßnahmen zur Steuervereinfachung, die von 
der Bundesregierung ins Auge gefaßt wurden, griffen aber 
zu kurz und waren insgesamt nicht ausgewogen. Die 
Abschaffung von Vergünstigungen traf überwiegend die 
Arbeitnehmer (z. B. Streichung von steuerfreien Einnah­
men nach § 3 EStG), während im Unternehmensbereich 
die Vergünstigungen meist prinzipiell bestehen blieben 
und lediglich gekappt wurden. Insgesamt war die „Jahr­
hundertreform” keineswegs — wie die Einkommensteuer­
kommission behauptet — „ein ... radikaler Schnitt (in das
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Abbildung 4

Lohnsteuerentlastung 1) 1999 
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relative Entlastung im Vergleich zur Lohnsteuer 1998.
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Steuersystem, mit dem man) die Akzeptanz der Einkom­
mensbesteuerung wieder hersteilen kann” (Steuerreform - 
Kommission 1997, S. 10-11).

2.3 Be l a s t u n g s -  und E n t l a s t u n g s w i r k u n g e n

Die wichtigste Frage des Steuerzahlers ist die nach der 
effektiven Entlastung durch eine Steuerreform. Da die 
erforderlichen statistischen Daten nicht zur Verfügung ste­
hen, läßt sich die Verbreiterung der Bemessungsgrund­
lagen mit Einkommensteuermodellen empirisch nicht dar­
stellen. Einen Eindruck davon, wie unterschiedlich das 
Ergebnis sein könnte, ließ sich an Hand ausgewählter Fälle 
vermitteln (Tabelle 3). Auch bei den Fallbeispielen zeigt 
sich der typische U-förmige Entlastungsverlauf. Eine 
ledige Verkäuferin mit einem Jahreseinkommen von brutto 
29 000 DM wäre durch den Tarif relativ etwas stärker entla­
stet worden (29,5 vH) als beispielsweise ein Chefarzt 
(25,1 vH). Doch schon wenn man unterstellt, daß die Ver­
käuferin jeden Tag 15 km zur Arbeitsstätte fährt, zehrten die

Abschaffung der Kilometerpauschale (0,70 DM je km) und 
der Ersatz durch die Einführung einer Entfernungspau­
schale (0,40 DM je km über 15 km) ihre Tarifentlastung 
mehr als auf; sie müßte nämlich in diesem Fall 75 DM mehr 
zahlen als nach dem Steuerrecht 1998. Besonders stark 
getroffen worden wären Arbeitnehmer, bei denen ein gro­
ßer Teil ihres Einkommens aus Nacht- und Feiertags­
zuschlägen bestünde, durch die Streichung dieser bisher 
steuerfreien Zuschläge.

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, daß die Absen­
kung der Steuersätze — insbesondere im oberen Bereich 
— zu wenig abgestimmt war mit den Maßnahmen zur Ver­
breiterung der Bemessungsgrundlagen. Wachstumspoli­
tisch ins Gewicht fiel, daß investitionsstarke und -freudige 
Unternehmen besonders stark getroffen worden wären, 
während Unternehmen mit vergleichsweise geringer Inve­
stitionsintensität unter dem Strich deutlich besser wegge­
kommen wären. Damit wären mögliche Wachstumsim­
pulse der Tarifsenkung durch die negativen Effekte aus der 
Verbreiterung der Bemessungsgrundlagen zum Teil oder 
ganz aufgehoben worden.
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2.4 Wa c h s t u m s e f f e k t e  der  S t e u e r r e f o r m

Die Regierung verspricht sich von der Steuerreform eine 
durchgreifende Verbesserung der Standortbedingungen 
in Deutschland, eine Kräftigung der Investitionsneigung 
der Unternehmen sowie eine Verstärkung der Anreize zur 
Aufnahme bezahlter Erwerbsarbeit. Die Befürworter einer 
solchen Politik glauben, daß von niedrigen Steuersätzen 
Anreizwirkungen auf die Investitionstätigkeit ausgehen. 
Mit ökonometrischen Modellen lassen sich solche Wirkun­
gen nicht abbilden. Es ist aber zu fragen, ob ein Zusammen­
hang wirklich besteht. Die Tatsache, daß ein Zusammen­
hang zwischen Grenzsteuersätzen und der Investitions­
tätigkeit weder im Zeitvergleich noch im internationalen 
Vergleich bisher geführt wurde, deutet darauf hin, daß die­
ser so eindeutig nicht ist oder seine quantitative Bedeutung 
eher gering sein könnte. Wenn dem so ist, dann können 
Simulationen mit ökonometrischen Modellen zumindest 
die Eckpunkte aufzeigen — unter ganz bestimmten Bedin­
gungen —, zwischen denen sich die Steuerreformwirkun­
gen bewegen.

Das DIW hat mit Hilfe des ökonometrischen Modells vier 
Szenarien zu den möglichen Wirkungen der großen 
Steuerreform durchgerechnet (DIW 1997c, S. 251 ff.). Das 
verwendete Modell enthält Nachfrage- und Angebotsele­
mente, ist aber nicht in der Lage, die Wirkung der Verbreite­
rung der Bemessungsgrundlage und eine Verschlechte­
rung der Abschreibungsbedingungen auf die Investitions­

tätigkeit, insbesondere im Wohnungsbau, im einzelnen zu 
erfassen. Insgesamt fällt die ökonomische Bilanz des 
Reformpaketes ernüchternd aus (Tabelle 4). Positive Wir­
kungen sind nur zu erwarten, wenn der Staat bereit ist, die 
aus der Steuerreform (Nettoentlastung 30 Mrd. DM) resul­
tierenden Defizite hinzunehmen (Szenario I). Am größten 
sind die Wachstumseffekte, wenn die steuerliche Nettoent­
lastung geringer angesetzt wird und dafür die Beitrags­
sätze zur Sozialversicherung entsprechend um einen Pro­
zentpunkt gesenkt werden (Szenario II). Das BlP-Wachs- 
tum könnte in diesem Fall um knapp einen Prozentpunkt 
höher ausfallen als ohne Steuerreform. Bei der Beschäfti­
gung ergibt sich ein Anstieg der Zahl der Erwerbstätigen 
um 180 000, die Zunahme ist also um 60 000 Personen 
höher als in Szenario I. Der Beschäftigungszuwachs 
könnte mit 180 000 zusätzlichen Erwerbstätigen um etwa 
60 000 höher ausfallen als in Szenario I. Versuchte der 
Staat dagegen die Nettoentlastung durch eine Reduzie­
rung der öffentlichen Investitionen, der Transfers und des 
Staatsverbrauches zu kompensieren, dann wäre ein Rück­
gang des BIP— knapp 1 vH — wahrscheinlich (Szenario III). 
Äußerungen der Koalition lassen den Schluß zu, daß eine 
Strategie mit einer entsprechenden Ausgabenbeschnei­
dung realitätsnah ist. Ein noch stärkerer Rückgang würde 
sich ergeben, wenn — wie viele befürchten — die Woh­
nungsbauinvestitionen und gewerblichen Bauinvestitio­
nen in Folge der verschlechterten Abschreibungsbedin­
gungen einbrächen (Szenario IV).

Tabelle 4
Wichtige Ergebnisse der makroökonomischen Simulationen zur Steuerreform 1999

durchschnittliche jährliche Abweichung von der Basissimulation

Szenario I Szenario II Szenario III Szenario IV

Reform- 
'v Szenarien

Nettoentlastung 30 Mrd. DM: Tarifentlastung/Verbreiterung 
sowie Anhebung der Umsatzsteuer um 1 vH-Punkt

Zunahme ( + ) \ .  
Abnahme (—) \ .

Finanzierung über höhere 
öffentliche Defizite

Senkung SV-Beiträge um 
1 vH-Punkt. Steuerliche 
Nettoentlastung ent­
sprechend gekürzt

Kompensation der Netto­
entlastung durch 
Kürzung der 
öffentlichen Ausgaben

Wie Variante 1, aber 
zusätzlich unterstellt: 
Wohnungsbau (—13 vH) 
Bauinvestitionen (—8 vH)

Zunahme ( + ) / Abnahme (—)

BIP, real, in % 0,6 0,8 -0 ,9 - 1

Erwerbstätige 
in % 
in 1 000

0,4
130

0,6
180

- 0 ,4
-1 0 0

-0 ,4
-1 1 0

Staatsdefizit 
in Mrd. DM 12 13 - 1 23

Quelle: Vierteljährliches ökonometrisches Modell des DIW.
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3. Aushöhlung der Besteuerungsgrundlagen?

Im Sommer 1997 ist eine Debatte über die Frage ent­
brannt, ob sich die Entwicklung der Steuereinnahmen tat­
sächlich vom wirtschaftlichen Wachstum abgekoppelt hat. 
Entzündet hat sich diese Diskussion an den sinkenden 
Steuereinnahmen. Es wird argumentiert, daß die steuer­
lichen Schlupflöcher wegen der zu hohen Steuersätze 
immer stärker genutzt und damit die Bemessungsgrund­
lagen ausgehöhlt werden. Der Steuerreformstau, der nach 
den gescheiterten Verhandlungen zwischen Regierung 
und Opposition andauern werde, begünstige diese Ent­
wicklung. Dabei wird aber übersehen, daß ein wesentlicher 
Teil der schlechten Einnahmenentwicklung ursächlich mit 
konjunkturellen und steuerlichen Besonderheiten zusam­
menhängt. Die Schwäche der Steuereinnahmen ist einmal 
darauf zurückzuführen, daß gegenwärtig das Wachstum 
überwiegend vom mehrwertsteuerfreien Export getragen 
wird und von der nach wie vor schwachen Binnennach­
frage nur geringe Impulse auf das Steueraufkommen aus­
gehen. Schließlich ist die Abschaffung der Vermögen­
steuer vom 1. Januar 1997 zu nennen (Jahresaufkommen: 
9 Mrd. DM)2.

Als Grund für eine Abkoppelung der Steuereinnahmen 
kann damit — wenn überhaupt — im wesentlichen nur die 
veranlagte Einkommensteuer in Westdeutschland in Frage 
kommen, bei der der Einbruch bis zuletzt zweifellos drama­
tisch ausfiel. Dieses Ergebnis steht in krassem Wider­
spruch zur Entwicklung der Einkommen von Selbständi­
gen und Unternehmen. Die Gründe dafür lassen sich nur 
vermuten. Offenbar haben sich doch mehr westdeutsche 
Steuerpflichtige als erwartet in Investitionsprojekte in Ost­
deutschland engagiert, um in den Genuß der attraktiven 
Sonderabschreibungen zu kommen. Die Steuerpolitiker 
argumentieren unredlich, wenn sie angesichts der Kosten, 
die jetzt in Form von hohen Steuerausfällen zu zahlen sind, 
von einem Ausnutzen von „Steuerschlupflöchern” spre­
chen, die unbedingt eingedämmt werden müssen. Dies gilt 
auch für die diversen Steuerspar-Investitionen, die gerade 
in letzten Jahren exorbitant gestiegen sind. Über Verlustzu­
weisungen, die beim Engagement in Flugzeug- und Schiff­
fahrtsbeteiligungen, in geschlossenen Immobilienfonds 
oder für Filmproduktionen entstehen, können — insbeson­
dere Steuerzahler mit hohen Steuersätzen — ihre Einkom­
mensteuer erheblich nach unten oder sogar auf Null 
drücken. Mit den Sonderabschreibungsmöglichkeiten, die 
das Fördergebietsgesetz für Investitionen in den neuen 
Bundesländern eröffnet hat, hat dieser „Markt” einen 
enormen Aufschwung erlebt.

Die steuerliche Investitionsförderung war aber von den 
Politikern grundsätzlich gewollt und sollte, nachdem die 
Investitionen in bestimmten Bereichen steuerlich erfolg­
reich angestoßen worden sind, nun nicht verteufelt werden. 
Nicht vergessen werden sollte auch, daß es sich bei vielen 
Steuersparmodellen lediglich um eine Steuerverschie­
bung handelt. Spätere Erträge müssen von den Anlegern 
grundsätzlich versteuert werden. Allerdings können sie

häufig im Rahmen von Veräußerungsgewinnen steuerfrei 
(wie bei vermieteten Objekten im Privatvermögen) oder 
ermäßigt besteuert realisiert werden.

Darüber hinaus könnte die Diskussion über die „große” 
Steuerreform die Steuerzahler veranlaßt haben, jede Mög­
lichkeit zu nutzen, um Gewinne im nächsten oder über­
nächsten Jahr zu dann niedrigeren Steuersätzen zu veran­
lagen. Alles in allem kann nur ein geringer Teil der Ausfälle, 
die heute zu beobachten sind, auf „echte Schlupflöcher” 
zurückgeführt werden; dazu gehören z.B. die Steuerflucht 
ins Ausland als Reaktion auf die Einführung des Zins­
abschlags, die Verschiebung von Gewinnen bei internatio­
nalen Unternehmen durch überhöhte Verrechnungs­
preise u.ä.

Insoweit durch die steuerlichen Anreize Kapital in Ver­
wendungszwecke geflossen ist, die aus heutiger Sicht als 
unnötig anzusehen sind, muß von einer Fehlsteuerung der 
Wirtschaftspolitik gesprochen werden, nicht aber von steu­
erlichem Mißbrauch. So haben die Sonderabschreibungs­
möglichkeiten des Fördergebietsgesetzes in den neuen 
Bundesländern eine Baukonjunktur angeheizt, bei der 
Kosten oder die Nachfragebedürfnisse häufig in den Hin­
tergrund traten gegenüber der Realisierung von Verlust­
zuweisungen. Die Folge sind vielerorts überteuerte Bau­
kosten und Leerstände, da am Bedarf vorbeigebaut wurde.

In einer Studie des Rechnungshofs Baden-Württemberg 
(Denkschrift 1997) ist die zunehmende Bedeutung der 
„steuertechnischen Verluste” bei der veranlagten Einkom­
mensteuer aufgezeigt worden. Aufgrund des Fehlens hin­
reichender Informationen sind diese von den Steuerschät­
zern systematisch unterschätzt worden. Die Verluste ent­
stehen in Form von Verlustzuweisungen aus Engagements 
in Immobilienfonds, in Flugzeug- und Schiffahrtsbeteili­
gungen oder als Verluste im Bereich von Vermietung und 
Verpachtung, die von den Steuerpflichtigen mit positiven 
Einkünften aus anderen Einkunftsarten verrechnet werden 
können. Der Rechnungshof weist insbesondere auf die Tat­
sache hin, daß die negativen Einkünfte aus Abschrei­
bungsvergünstigungen im Zeitraum 1990 bis 1994 exorbi­
tant zugenommen haben; sie sind im Durchschnitt der 890 
untersuchten Verlustfälle von 140 000 DM auf fast 
440 000 DM gestiegen. Die Untersuchung bestätigt auch 
die Vermutung, daß solche Abschreibungsmöglichkeiten 
vor allem von den oberen Einkommensschichten genutzt 
werden.

Die starre Interpretation des Defizitkriteriums des Maast­
richter Vertrages hat auch die Steuerpolitik in ein Dilemma 
manövriert. Das Kernproblem der Reformpläne ist, daß mit 
ihnen Erwartungen geweckt worden sind, die sie nicht 
erfüllen können. Völlig unstrittig ist, daß von einem

2 Die Mehreinnahmen aus der zum Ausgleich angehobenen 
Erbschaftsteuer werden erst später wirksam warten lassen, und 
auch die Mehreinnahmen aus der Erhöhung der Steuersätze bei 
der Grunderwerbsteuer — von 2 vH auf 3,5 vH — sind bisher noch 
nicht in dem erwarteten Umfang in die Kassen geflossen.
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Nettoentlastungsvolumen in einer Größenordnung von 15 
bis 30 Mrd. DM positive Effekte auf die Wirtschaftsentwick­
lung ausgehen. Zweifelhaft hingegen ist, ob diese Effekte 
auch dann eintreten, wenn die Entlastungen durch Aus­
gabekürzungen „finanziert” werden sollen: Weitere Ein­
schnitte in die soziale Sicherung schwächen unmittelbar 
die Massenkaufkraft, und abermals rückläufige Investi­
tionsausgaben beeinträchtigen darüber hinaus das Wirt­
schaftswachstum. Nur allzuwenig wird zudem bedacht, 
daß die Vorteile der geplanten Reform lediglich einem rela­
tiv kleinen Kreis von Einkommensbeziehern zugute kom­
men würden. Dies gilt erst recht, wenn die Mehrwertsteuer­
sätze erhöht werden, wie dies bereits von April 1998 an vor­
gesehen ist. Diese Tatsache kann nur schwerlich mit dem 
Argument gerechtfertigt werden, daß die oberen Einkom­
mensbezieher in überdurchschnittlichem Maße zum Steuer­
aufkommen beitragen, denn eine progressive Einkom­
mensbesteuerung entspricht durchaus den allgemein 
akzeptierten Grundsätzen individueller Leistungsfähigkeit. 
Schließlich bleibt zu fragen, warum die Bundesregierung 
nicht zunächst auf die Durchsetzung des neuen Steuer­
tarifs verzichtet und dafür den gänzlichen Abbau des Soli­
daritätszuschlags forciert hat — die Gesamtentlastungen 
wären ähnlich, die Verteilungswirkungen wohl weniger pro­
blematisch gewesen.

4. Welche Elemente muß eine 
künftige Steuerreform enthalten?

Eine Reform des Steuerrechts, die auf mehr Transparenz 
und Einfachheit zielt, ist vordringlich. In der Vergangenheit 
hat es im deutschen Steuerrecht eine unüberschaubare 
Zahl von Ausnahmeregelungen gegeben, die im Ergebnis 
dazu geführt haben, daß mehr und mehr gegen das Postu­
lat der gleichmäßigen Besteuerung verstoßen worden ist. 
Die finanziellen Vorteile, die aus solchen steuerlichen Aus­
nahmetatbeständen resultieren, fallen wegen der Progres­
sion des Steuertarifs sehr verschieden aus; sie sind in ihren 
Wirkungen vielfach nicht nachvollziehbar und damit kaum 
quantifizierbar, weil die notwendigen Informationen zu 
ihren Berechnungen nicht vorhanden sind.

Im Prinzip ging der Regierungsentwurf zur großen 
Steuerreform daher in die richtige Richtung, nämlich unge­
rechtfertigte Steuervergünstigungen in breitem Umfang 
abzubauen und im Gegenzug die Steuersätze zu senken. 
Dies heißt nun keineswegs, daß der Staat seine Lenkungs­
aufgaben in vollem Umfang reduzieren muß. Vielmehr 
sollte er, wo immer Lenkungsbedarf besteht, seine Aktivitä­
ten auf die Ausgabenseite des Budgets verlegen; dadurch

würden sowohl die Erfassung der Kosten einer Maßnahme 
als auch die Analyse ihrer Wirkungen erleichtert. Als Vor­
bild sollte die Umstellung der steuerlichen Wohneigen- 
tumsförderung dienen, wo seit einigen Jahren eine Eigen­
heimzulage gewährt wird, die mit der Steuerschuld ver­
rechnet wird.

In einigen Punkten blieb der Regierungsentwurf aller­
dings deutlich hinter dem Wünschenswerten zurück. 
Wesentliche Elemente einer Steuerreform sollten sein:

— Systematische Berücksichtigung der Veräußerungs­
gewinne.

— Reform der Zinsbesteuerung mit Abschaffung des Spa­
rerfreibetrages und Einführung von Kontrollmittei- 
lungen.

— Beseitigung der steuerlichen Ausnahmetatbestände 
für Land- und Forstwirte.

— Stufenweiser Abbau der Steuerfreiheit für Nacht-, 
Sonn- und Feiertagsarbeit.

— Besteuerung von Sozialleistungen bei gleichzeitiger 
Umstellung vom Netto- auf das Bruttoprinzip bei Erhö­
hung der Leistungen.

— Umbau des Ehegatten- zu einem Familien-Splitting.

— Eine merkliche, aber verteilungspolitisch gleichmäßi­
gere Tarifentlastung, wie sie das DIW vor einem Jahr 
vorgeschlagen hatte: Anhebung des steuerlichen 
Grundfreibetrags auf 14 000 DM; Senkung des Ein­
gangssteuersatzes auf unter 20 vH; durchgehend 
linear-progressiver Tarif bis 120 000 DM; Senkung des 
Spitzensteuersatzes von 53 auf 45 vH.

In einigen Fällen wird die Umsetzung einer solchen 
Reform mit verteilungspolitischen Härten verbunden sein, 
die flankierende Maßnahmen erfordern. Es können aber 
auch, wie im Fall der Abschaffung der degressiven 
Abschreibungen im Wohnungsbau, negative Effekte für 
Wachstum und Beschäftigung auftreten, die durch Maß­
nahmen auf der Ausgabenseite gemildert werden müßten. 
Wünschenswert, doch in weiter Ferne, wäre eine Reform 
der Zinsbesteuerung im internationalen Rahmen, indem 
die Kapitalertragsbesteuerung harmonisiert wird.

Alles in allem kann die Steuerpolitik — wie es nach dem 
Scheitern der Steuerreform 1998/99 häufig heißt — nicht in 
die Haftung dafür genommen werden, daß die Wachstums­
kräfte in Deutschland erlahmt sind. Tatsache ist, daß die 
Angebotsbedingungen für die deutsche Wirtschaft zur Zeit 
sehr günstig sind. Von einer zu hohen effektiven Steuerlast 
kann angesichts der rückläufigen Eingänge bei den 
Gewinnsteuern wohl kaum die Rede sein.
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Summary 

Income tax reform 1998/99 failed

For years the income tax reform has been dominating the economic and fiscal policy discussion in Ger­
many. In the public the impression is often given that the economic problems in Germany could be solved 
directly i f  a reform o f the tax and social system is successfully tackled.

In spring 1997, the Federal Government presented a b ill in which a lowering in the tax rates and a widening 
o f the tax base were provided for. But the lowering o f tax rates  —  especially in the upper income brackets  —  

was not well-suited with the measures to abolish or cut down tax allowances. Perceptible growth and employ­
ment effects could only be expected i f  the public budgets accepted the income tax reform deficits. But this 
is obviously not the case. Nevertheless, an income tax reform which aimed at more transparency and sympli- 
city is urgent. But a ll in all, the tax policy can not be made responsible for the fact that the economic power 
in Germany has waned.
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